
 1

EVANGELISCHE AKADEMIE           LOCCUM 
 

 

 

 

 

Von der Zweiten Säule zum zweiten Standbein? 
Die neue Förderung des ländlichen Raumes 

Loccumer Landwirtschaftstagung 2007 
 

Tagung der Evangelischen Akademie Loccum vom 2. bis 4. Februar 2007 
Gefördert aus Mitteln des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft  

und Verbraucherschutz 
 
 
 

Förderpolitik in der Verflechtungsfalle 
 

Siegfried Bauer, 
Justus-Liebig Universität Giessen 

 
 



 2

Siegfried Bauer 
 

Förderpolitik in der Verflechtungsfalle 
 
 
Das vorgegebene Thema bringt die Gefahr in sich, dass man als Referent selbst in eine  Falle geraden 
kann. Dies insbesondere deshalb, weil Beurteilung der Förderpolitik zur ländlichen Entwicklung in star-
kem Maße davon abhängt, aus welcher Position und Sichtweise man sich dem Thema nähert.  Aus 
Sicht der unmittelbar Beteiligten und Nutznießer bietet die betriebene Förderpolitik eine Reihe von 
Vorteilen und wird daher konsequenter Weise verteidigt und positiv dargestellt. Dies trifft überwie-
gend auch auf die Referenden auf dieser Tagung zu.  Daher soll im Folgenden auch auf andere Auto-
ren und Beurteilungen aus mehr neutraler Sichtweise, insbesondere auf wissenschaftliche Analysen 
Bezug genommen werden. 
 
Der ehemalige Bundeskanzler Helmut Schmitt hat kürzlich in einem im Fernsehen übertragenen Vor-
trag die Probleme und Hemmnisse für eine vitale Gesellschaft in Deutschland und Europa wie folgt 
beschrieben: 

• Überregulierung 
• Überalterung 
• Überbürokratisierung 

 
Er hat dann in diesem Zusammenhang explizit auf die Gemeinschaftsaufgaben des Bundes und der 
Länder (Gemeinschaftsaufgabe für regionale Wirtschaftsstruktur GRW, Gemeinschaftsaufgabe für 
Agrarstruktur und Küstenschutz GAK) sowie auf die EU Regionalpolitik Bezug genommen.  Er spricht 
dann von einem „Kuddelmuddel“ an Zuständigkeiten, Finanzierungs- und Kontrollverantwortlichkei-
ten, die zu einer Mittelverschwendung und zu Ineffizienzen dieser Politik führen. Als langjähriger Bun-
deskanzler dürften keine Zweifel daran bestehen, dass er weiß, wovon er spricht. Verschiedene Beiträ-
ge auf dieser Tagung, wie z. B. über den Erfolg der ländlichen Förderung (Grajewski) oder über ange-
messene Entwicklungsstrategien (Aring) bestätigen diesen Eindruck.   
 
 
Theoretische Argumente zur Verflechtungsfalle 
 
Was versteht man nun unter Verflechtungsfalle? Vereinfacht kann man sagen, Verflechtungen sind 
durch eine Beteiligung mehrerer (politischer) Entscheidungsträger an der Konzeption und Durchfüh-
rung einer Politik gekennzeichnet. Dies kann in vielen Fällen sinnvoll sein und den demokratischen 
Meinungsbildungs- und Kontrollprozess fördern.  In eine Falle gerät diese Politik jedoch dann, wenn 
die Kosten-Nutzen-Erwägungen sich aus der Sicht der Beteiligten politischen Akteure und Ebenen sich 
unterschiedlich darstellen. Und dies ist bei der Förderpolitik im Bereich der ländlichen Entwicklung in 
der Tat der Fall. Die EU kann wegen der Teilfinanzierung mit einem vergleichsweise niedrigen Mit-
teleinsatz einen vergleichsweise großen Effekt und einen vermeintlichen hohen Nutzen erreichen. Dies 
gilt aber in ähnlicher Form für die Kommune, die z. B. an einem LEADER Projekt beteiligt ist. Damit 
befindet sich die ländliche Förderpolitik (2. Säule der Agrarpolitik) exakt in der Situation des Gefange-
nendilemmas: Rationale Entscheidungen aller beteiligten einzelnen Entscheidungsträger führen unter 
diesen Bedingungen zu einen suboptimalen Gesamtergebnis. Darauf wird noch näher einzugehen 
sein. 
 
Im Blick auf die Ländliche Entwicklungspolitik sind vor allem die vertikalen Verflechtungen zwischen 
EU, Bund, Ländern und Kommunen von Bedeutung. Diese Verflechtungen betreffen sowohl die Ges-
taltung und Konzeption der Politik, als auch die Finanzierung, Durchführung und Kontrolle. Eine wirk-
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lich demokratische Kontrolle ist unter diesen Bedingungen kaum zu erwarten, da jeweils im Falle des 
Scheiterns die Verantwortung auf andere Ebenen geschoben werden kann, bzw. umgekehrt der Erfolg 
eines  Projektes der eigenen Politik angerechnet wird. 
Aber auch horizontale Verflechtungen spielen auf EU und Bundesebene eine gewisse Rolle. Darunter 
wird das (unkoordinierte) nebeneinander von Politikmaßnahmen verstanden, die in die gleiche Rich-
tung zielen. Beispiele sind etwa die Maßnahmen im Rahmen von ELER sowie der Struktur- und Regio-
nalfonds, die gleichzeitig auf den (auf Teile des) ländlichen Raum einwirken. Auch auf Bundesebene  
stehen verschiedene Angebote nebeneinander, wie z. B. GAK, GRW, Regionen Aktiv, oder Regional-
programme des Umwelt- und Naturschutzressorts. Angesichts der Vielfalt der Programme gehen zu-
nehmend  Regionen / Kommunen dazu über sogn. Subventionsberater zu beauftragen, um herauszu-
finden, wie möglichst viele Finanzmittel in die Gemeinde gelenkt werden können.  
 
Diese Sichtweise der regionalen Akteure wird ergänzt durch die Sichtweise der Politiker und Bürokra-
ten, denen es vorrangig um die Erhaltung der Macht geht. Die betriebene Politik lässt sich dem Wähler 
gegenüber als Wohltat verkaufen, wobei durchgängig lediglich von den verteilten Mitteln und den 
„Erfolgen“ der Projekte gesprochen wird und nicht von den Kosten und den Steuerbelastungen der 
Bürger und schon gar nicht von der entscheidenden Kosten-Nutzen-Relation. Auch für Bürokraten in 
den Verwaltungen nimmt das von ihnen veraltete Budget einen hohen Stellenwert ein. Als Außenste-
hender hat man bei öffentlichen Darstellungen gelegentlich den Eindruck als wenn die Bürokraten 
„eigene Mittel“ verwalten und verteilen würden. Dies erklärt auch das Nebeneinander von Program-
men in unterschiedlichen Abteilungen und Ministerien auf nationaler Ebene, bzw. Generaldirektionen 
der EU-Kommission mit gleicher oder ähnlicher Zielrichtung. 
 
Bei wissenschaftlicher und gesamtwirtschaftlicher Betrachtung stellt sich die Frage der Sinnhaftigkeit 
des Gesamtsystems. Um diese zu beurteilen, müssen die gesamtwirtschaftlichen Kosten der betriebe-
nen Förderpolitik in die Betrachtung einbezogen werden. Dabei ist von der simplen Tatsache auszuge-
hen, dass durch eine Einschaltung zentralstaatlicher Stellen keine zusätzlichen Mittel geschaffen wer-
den, sondern ein Teil davon zwangsläufig im System stecken bleibt. Bereits diese banale Tatsache führt 
zu der Einsicht, dass die betriebene Förderpolitik lediglich eine Umverteilung von Finanzmitteln zwi-
schen verschiedenen Politikebenen und schließlich zwischen Regionen darstellt. Dabei sind folgende 
Finanzströme in die Betrachtung einzubeziehen: 

• Steuerzahler  Bund -  EU 
• EU  Nationalstaaten  Länder  Regionen  

 
Eine solche Umverteilungspolitik kann sinnvoll sein, wenn dadurch Effizienzgewinne erzielt werden, 
etwa dadurch dass durch eine zentrale Politik Größenvorteile und Kosteneinsparungen erzielt werden 
können, oder wenn die Verteilungsziele im Sinne der Konvergenz nicht auf andere Weise günstiger 
erreicht werden können.  Diese Bedingungen sind im Falle der Förderpolitik für ländliche Entwicklung 
aber nicht gegeben. Vielmehr führt die betriebene Politik zu Allokationsverzerrungen und Effizienzver-
lusten, wobei vor allem zu nennen sind: 

• Zusätzliche Bürokratie- und Transaktionskosten durch die Beschäftigung von Verwaltungsfach-
leuten auf verschiedenen Ebenen ohne wirkliche Verlagerung von Kompetenzen,  

• Zusätzliche Beschäftigung von Regionalmanagern, Beratern für Fördermöglichkeiten, Evaluato-
ren und staatlichen Gremien  

• Verzerrungen zwischen Regionen durch Auswahl von Förderregionen und nicht ausschließlich 
problembezogenen Regionsabgrenzungen. 

• Bei den flächendeckenden Maßnahmen erfolgt eine Mittelverteilung nach dem Gießkannen-
prinzip und nicht nach der Bedürftigkeit für eine regionale Unterstützung. 

• Vielfach werden die eigentlichen Problemregionen nicht erreicht, weil sie die Finanzkraft für 
die erforderliche Ko-Finanzierung nicht aufbringen können. 
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• Durch die Unterstützung bestimmter Projekte und Maßnahmen in Förderregionen, wie z.B. in 
LEADER bei gleichzeitiger Vollfinanzierung anderer kommunaler Maßnahmen tritt eine Alloka-
tionsverzerrung in der Ausgabenstruktur einer Kommune auf.  

• Unzureichende demokratische Kontrolle wegen der umfangreichen Verflechtungen und ver-
wischten Zuständigkeiten. 

 
Aus ökonomischer Sicht kann man zusammengefasst sagen, dass die Gestaltung der derzeitigen länd-
lichen Entwicklungspolitik nicht dem Äquivalenzprinzip folgt, da eine Diskrepanz zwischen der Kon-
zeption, Durchführung, Kontrolle und politischer Verantwortung der Politik besteht. Die Folge davon 
sind Allokationsverzerrungen und Effizienzverluste. 
Insgesamt findet man daher von wissenschaftlicher Seite (KÖSTER 2003; HENNING 2005, Wissen-
schaftlicher Beirat 2006, Grethe, Häger, Kirschke 2007) eine eher zurückhaltende bis ablehnende Hal-
tung zu der derzeitigen Ausrichtung der ländlichen Entwicklungspolitik. 
 
 
Praktische Kritik zur EU Förderpolitik 
 
Die Ergebnisse der theoretischen Analyse finden sich durchaus im politischen Diskurs wider, wenn-
gleich in stärker verklausulierter und diplomatischer Ausdrucksweise.  
 
So hat z. B. der EU Rechnungshof die betriebene regionale Förderpolitik kritisiert und einen effiziente-
ren Einsatz der Mittel gefordert. 
Der deutsche Landwirtschaftsminister hat kürzlich darüber geklagt, dass  „unzählige Beispiele für Pro-
jekte existieren, die nur darauf abzielen, EU Mittel abzukassieren“ (Seehofer 2006). 
Verschiedene Landesrechnungshöfe haben die Mittelverwendung in Rahmen der Regionalförderung 
(Ländliche Entwicklung, Strukturfonds) ebenso kritisch beurteilt. 
Konkrete Fehlplanungen und Überdimensionierungen von Einzelprojekten, die hier nicht im Einzelnen 
genannt werden sollen, werden teilweise mit dem Argument gerechtfertigt, dass dies ja nicht so 
schlimm sei, da die Hälfte der Mittel von der EU kämen. 
In der Zeitschrift DIE ZEIT vom 5. Jan. 2006 wird über eine über eine schottische Dudelsachschule be-
richtet, die mit 190 000  EU-Mittel gefördert wurde bei einem Umsatz von 5 000 .  Ähnliche Bei-
spiele, die aus regionaler Sicht als Wohltat der EU gefeiert werden, sind auch in Deutschland zu fin-
den. 
 
Auch der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik(2006) hat in seinem Gutachten zur praktischen Poli-
tikberatung grundlegende Ineffizienzen in der Politikgestaltung und falsche Anreize, insbesondere 
aufgrund der Mehrebenenverflechtungen der Entscheidungs- und Finanzierungsstrukturen festgestellt.   
 
Grundsätze für eine Neuausrichtung der ländlichen Entwicklungspolitik 
 
Welche Konsequenzen sind nun aus geschilderten Problemen zu ziehen? Zwei prinzipielle Ansätze 
kommen dafür in Frage: 
 
A:  Verfeinerung und Perfektionierung der derzeitigen Politik: Mehr Kontrolle, stringentere Vor-

schriften und verbesserte Evaluierungsverfahren. Diese Ausrichtung hält im Prinzip an der der-
zeitigen Politikausrichtung fest und versucht diese durch eine noch weitere Aufblähung der bü-
rokratischen Apparats zu verfestigen. Auf diesem Wege können bestenfalls bestimmte Aus-
wüchse der derzeitigen Förderpolitik vermieden. Eine grundlegende Problembehebung kann 
auf diesem Wege allerdings nicht erreicht werden, da die genannten systemimmanenten Kräf-
te des Systems weiter wirken. Wegen des Verstoßes gegen das Äquivalenzprinzip und das Sub-
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sidiaritätsprinzip bleiben die (falschen) Anreize für regionale Entscheidungsträger und damit 
Fehlallokationen der begrenzten Finanzmittel. 

 
B:  Grundlegende Neuorientierung der Politik an den Grundprinzipen der Regionalpolitik, insbe-

sondere unter stärkere Beachtung des Subsidiaritäts- und Konvergenzprinzips der Politik für 
ländliche Räume in der EU. Eine solche Umorientierung kann durchaus mit einer Stärkung der 
ländlichen Regionen einhergehen und insbesondere dem immer wieder vorgebrachten Postulat 
der Vielfalt der Regionen („Europa der Regionen in der EU“) in stärkerem Maße gerecht wer-
den. 

 
Die Strukturen sind heute in den ländlichen Regionen in Deutschland und natürlich noch mehr in Eu-
ropa so unterschiedlich, dass weitgehend vorstrukturierte einheitlich europäische Regionalförderung 
kaum den unterschiedlichen Entwicklungschancen gerecht werden kann. Diese Einsicht ist nicht neu, 
sondern bereits vor 25 Jahren in einer umfassenden Untersuchung ländlicher Entwicklungschancen 
und Hemmnisse in 12 Fallstudienregionen in der damaligen EU aufgezeigt worden (HENRICHSMEYER, 
BAUER, COMES, STEINLE, 1983). Die damalige ansatzweise Erprobung des Konzeptes der „Integrier-
ten ländlichen Entwicklung“ hat gezeigt, das ein sektorübergreifender Entwicklungsansatz der ent-
sprechend den regionalen Bedingungen ganz unterschiedliche Entwicklungspfade erlaubt am ehesten 
zum Erfolg führt. Die obigen Argumente und der sich erst ansatzweise abzeichnende demographische 
Druck in ländlichen Regionen machen einen solchen Ansatz notwendiger denn je. Eine vollständige 
integrierte Regionalentwicklungspolitik kann aber nur erreicht werden, wenn die Entscheidungs- und 
Finanzierungskompetenz in einer Hand liegt und über eine demokratische Kontrolle ermöglicht wird.  
 
 
Wie aus der Verflechtungsfalle entkommen? 
 
Wie oben begründet, kann man der politischen Zwickmühle nicht durch marginale Korrekturen und 
Perfektionierungen der Programme entkommen. Um im Gesamtsystem ein höheres Maß an Rationali-
tät zu erreichen, ist vielmehr eine grundlegende Umorientierung notwendig, die sind wieder an den 
eigentlichen Anliegen einer Regionalpolitik für den ländlichen Raum orientiert. Als allgemeine Grund-
prinzipien einer zukunftsfähigen Regionalpolitik dürften die folgenden Orientierungslinien wenig strit-
tig sein:  

• Orientierung an marktwirtschaftlichen Prinzipien und Stärkung der Marktkräfte (auch mit Blick 
auf wettbewerbsfähige Regionen im Globalisierungsprozess), 

• Sozialer Ausgleich im Sinne des grundlegenden Ziels der Raumordnung „Schaffung gleichwer-
tiger Lebensbedingungen“ in allen Räumen des Bundesgebiets bzw. in Europa Konvergenz-
ziel),  

• Ausgleich überregionaler Leistungen und interregionaler spillovers, insbesondere von überregi-
onalen Umweltleistungen und Umweltbelastungen. 

• Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips, das in stärkerem Maße dezentrale Lösungen erfor-
dert. 

 
In einem föderalistischen Staatssystem sollte dabei eine weitgehende Dezentralisierung und Stärkung 
des Subsidiaritätsprinzips angestrebt werden. Insbesondere sollte es darum gehen, weitestgehend die 
regionalen Kompetenzen zu nutzen und die vorhandenen dezentralen politischen Strukturen in die 
konkrete Politikgestaltung und demokratische Kontrolle und Verantwortung einzubinden. Dies bedeu-
tet, dass lokale Belange auch auf lokaler Ebene gestaltet und finanziert werden sollten. So mag z. B. 
eine Dorferneuerungsmaßnahme aus Sicht einer Kommune sinnvoll sein, aber es lässt sich kaum eine 
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nachvollziehbar Begründung dafür finden, dass eine solche Maßnahme von Brüssel, über Berlin und 
über die Landesebene konzipiert, finanziert und kontrolliert werden muss. 
 
 
Nochmals: Die derzeitige Politik vor dem Hintergrund der allgemeinen Prinzipien 
 
Wie sich theoretisch leicht zeigen lässt, führt das Nebeneinander von mischfinanzierten Projekten (z. B: 
im Rahmen von LEADER) und eigenständigen Aufgaben der Kommune mit vollständiger Eigenfinanzie-
rung zu gravierenden Fehlallokationen.  Dies soll am Beispiel von zwei möglichen Projekten mit fol-
genden Gesamtkosten und Nutzen verdeutlicht werden:  
 

 Projekt 1 Projekt 2 

Potentieller Gesamtnutzen in 1000  100 200 

Voraussichtliche Gesamtkosten in 1000   50 150 

Nutzen – Kosten- Relation 2 1,33 

 
 
Im Falle einer vollständigen Souveränität der Kommune würde natürlich das Projekt 1 realisiert. Neben 
der günstigeren Nutzen-Kosten-Relation mag die Tatsache, dass die verfügbaren Haushaltsmittel oh-
nehin nur eine Realisierung von Projekt 1 erlaubt, eine Rolle spielen.  
Wenn sich die Gemeinde aber z. B. in einer Leader Region befindet, so kann der Fall eintreten, dass 
alleine Projekt 2 die Bedingungen für eine Leader Förderung erfüllt und eine Kofinanzierung von Sei-
ten der EU, des Bundes und des Landes erhält.  Bei einem durchaus üblichen Finanzierungsbeitrag von 
80%, ergeben sich für die Kommune lediglich Kosten in Höhe von 30 000 . Dadurch verändert sich 
die Nutzen – Kosten Relation auf 6.6. Projekt 2 wird somit aus Sicht der Kommune vorzüglich (gerin-
gere Kosten, günstigere Nutzen -Kosten  - Relation, höherer Gesamtnutzen). Die Kommune wird somit 
alle Anstrengungen unternehmen, das Projekt 2 in die Leader-Förderung zu bekommen, da in diesem 
Fall auch wesentlich höhere Investitionsausgaben mit Multiplikatoreffekten in der Kommune anfallen, 
die zudem überwiegend von außen finanziert werden.  
 
Dieses Beispiel ist durchaus typisch für verschiedene Bereiche der Politik für ländliche Entwicklung. 
Auch bei einzelbetrieblichen Maßnahmen wird durch EU bzw. bundeseinheitliche Maßnahmen eine 
Investitionslenkung herbeigeführt, die den unterschiedlichen regionalen Verhältnissen kaum gerecht 
wird und damit insgesamt zu Effizienz- und Wohlfahrtsverlusten und auch nicht notwendigerweise zu 
einem sozialen Ausgleich entsprechend dem Konvergenzprinzip führt. Dies gilt in abgeschwächter 
Form auch für Agrarumweltmaßnahmen und für die flächenbezogenen Ausgleichszahlungen.  
 
Es gibt in der Tat verschiedene Belege dafür, dass aus Sicht regionaler Entscheidungsträger eine ande-
re Verwendung der Finanzmittel erfolgen würde, wenn diese frei zur Verfügung stünden. So wurde in 
einer Studie (PICK, BECKMANN, BAUER 1996) über kooperative Regionalplanung am Beispiel der Re-
gion Uckermark festgestellt, dass von den regionalen Akteuren vollkommen andere Prioritäten gesetzt 
würden, wenn die verschiedene projekt- und maßnahmengebundenen Fördermittel frei nach regiona-
len Prioritäten aufgeteilt werden könnten.   
 
Tatsächlich wird die Diskussion um die Regionalpolitik fast (ausschließlich) von der Ausgabenseite her 
geführt, wobei vielfach der Eindruck vorherrscht als wenn durch diese Politik zusätzliche Mittel bereit-
gestellt bzw. generiert würden. Tatsächlich handelt es sich jedoch lediglich um eine Umverteilung, 
wobei den Bürgen insgesamt mehr Mittel abverlangt werden, als sie zurückerhalten. Der Staat kann 
nur das umverteilen, was den Bürgern zuvor zwangsweise entzogen wird. Nun kann eine solche Um-
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verteilung zwischen Regionen und Sektoren sehr wohl gerechtfertigt sein, wenn sie sich an nachvoll-
ziehbaren, wohlbegründeten und gesellschaftlichen akzeptierten Grundsätzen orientiert. Die derzeit 
praktizierte Umverteilung führt jedoch zweifelsohne zu gravierenden räumlichen und sektoralen Allo-
kationsverzerrungen und Effizienzverlusten und orientiert sich nicht einmal an allgemeinen und nach-
vollziehbaren sozialen oder umweltspezifischen Kriterien. Vielfach werden gerade benachteiligte Regi-
onen, vor allem solche, die den eigenen Finanzbeitrag nicht aufbringen können, bzw. nicht genügend 
eigene Initiativen für eine Förderbewerbung entfalten, nicht gefördert.  Nun ist es nicht nur so, dass 
solche Regionen leer ausgehen, sie werden tatsächlich negativ betroffen, da diese Regionen natürlich 
auch an der Aufbringung der Finanzmittel beteiligt sind.  
 
Das Programm „Ländliche Entwicklung“ und auch die neue ELER Verordnung wird zunehmend als 
Ersatzleistung für notwendig gewordenen Korrekturen der Agrarpreispolitik verstanden und nicht als 
eine an den Prinzipien der Regionalpolitik orientierten Gestaltung ländlicher Räume. Entsprechend 
wird eine Reihe von Maßnahmen flächendeckend angeboten, analog zur Flächenbeihilfe im Rahmen 
der Marktpolitik. Nun mag man argumentieren, dass in diesem Fall die oben begründeten regionalen 
Verzerrungen kaum auftreten, allerdings ist eine Förderung aller Regionen im eigentlichen Sinne keine 
Regionalpolitik mehr, sondern allenfalls eine Sektorförderung, die mit den Prinzipien einer Integrierten 
Ländlichen Entwicklung nichts mehr gemein hat. Über viele andere Probleme, wie Mitnahmeeffekte 
bei den agrarumweltbezogenen Förderungen ist in der Literatur vielfach berichtet worden.  
 
Aus den genannten Argumenten folgt, dass eine grundlegende Neuorientierung der Politik für den 
ländlichen Raum notwendig ist. Eine solche Rückbesinnung auf die Prinzipien und grundlegenden 
Notwendigkeiten regionalpolitischer Steuerung ist von verschiedenen Seiten bereits lange gefordert 
worden (z. B. RAT VON SACHVERSTÄNDIGEN FÜR UMWELTFRAGEN 1996, WISSENSCHAFTLICHER 
BEIRAT BEIM BMELV 2005). Auch die beim letzten EU-Gipfel vereinbarten Überprüfungen der Finan-
zierung und der gesamten Agrar- und ländlichen Entwicklungspolitik deuten darauf hin, dass auch auf 
politischer Ebene eine Notwendigkeit für eine solche Neuorientierung gesehen wird.  
 
 
Konturen einer Neuausrichtung der ländlichen Entwicklungspolitik 
 
Angesichts der bestehenden Disparitäten und der zunehmenden Differenzierung sowie der vielfältigen 
gesellschaftlichen und umweltbezogenen Leistungen des ländlichen Raum kann es dabei nicht um 
eine Schwächung oder eines Zurückfahrens der ländlichen Regionalpolitik gehen, sondern um eine 
zielgerichtete Gestaltung sowie um eine Entflechtung und Zuordnung von Kompetenzen, Finanzen 
und Vorantwortung zu den einzelnen politischen Ebenen entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip. Fol-
gende Bereiche sollten nach Auffassung des Verfassers als wesentliche Elemente einer solchen Neuori-
entierung gesehen werden:  

• Konzentration der Aufgaben auf EU-Ebene auf übergeordnet notwendige Regelungsbereiche. 
Darunter fallen u. a. die außenhandelspolitischen Regelungen, große Bereiche der Entwick-
lungspolitik, Formulierung von produktbezogenen Umweltstandards als Voraussetzungen für 
einen Binnenmarkt, Überregional bedeutsame Infrastruktur- und Umweltmaßnahmen (z. B. Eu-
ropäische Wasser- und Verkehrswege, Europäische Naturschutzparks). Eine Konzentration auf 
Gesamtaufgaben der EU und die übergeordneten Belange kann durchaus zu einer Stärkung 
der EU und zu Effizienzvorteilen führen. Im Sinne eines föderalen Systems sollte dabei in der 
Tat in geeigneten Bereichen eine komplette Kompetenzverlagerung auf EU-Ebene erfolgen 
und nicht nur additiv zu nationalen und regionalen Institutionen auch noch eine europäische 
Ebene hinzugefügt werden. So könnten z. B. in europäischen Drittlandsauslandsvertretungen 
die Aufgaben der nationalen Botschaften zusammengeführt und so administrative Einsparun-
gen erzielt werden bei gleichzeitiger einheitlicher Außendarstellung der EU.  
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• Dezentralisierung und Rückführung regionalpolitischer Aktivitäten auf die nach dem Subsidiari-
tätsprinzip bestgeeignete regionale Ebene. Dies würde eine entsprechende Dezentralisierung 
aller wesentlichen Bereiche des gegenwärtigen EU Programms für ländliche Entwicklung bzw. 
des künftigen ELER umfassen. Integrierte ländliche Entwicklung kann nur dann die vollen Kräf-
te entfalten, wenn die regionalen Stärken und Schwächen (Entwicklungspotentiale und 
Hemmnisse) in die Entwicklungskonzeptionen eingehen. Dies erfordert jedoch eine Orientie-
rung an den regionalen Besonderheiten und Wettbewerbsverhältnissen, was wiederum eine 
Nutzung regionalen Sachwissen voraussetzt. Um eine tatsächliche Gestaltung entsprechend 
den regionalen Prioritäten zu erreichen, sollte - wie oben begründet - die regional verantwort-
lichen Ebene dann auch eine vollständige Finanzierung übernehmen und damit auch einer ein-
deutigen und (für den Bürger) nachvollziehbaren demokratischen Kontrolle unterliegen.   

• Stärkung der Finanzausstattung der regionalen (kommunalen) Ebene. Um die größeren Aufga-
ben dezentral in eigener Verantwortung durchführen zu können, sollte ein höherer Steueran-
teil in kommunaler Hand verbleiben. Die dadurch entstehende Entlastung auf EU und Bundes-
ebene lässt sich leicht z. B. in einen entsprechend höheren Einkommenssteueranteil der Kom-
munen umrechnen. Die Kommunen würden dann nicht mehr mit „Wohltaten“ der EU und 
des Bundes bedient, sondern gezwungen mit den Finanzmitteln aus den Ressourcen der 
Kommune selbst wirtschaftlich umzugehen.  

• Eine solche Dezentralisierung erfordert eine Stärkung des regionalen Finanzausgleichs um dem 
Prinzip der regionalen Solidarität („gleichwertige Lebensverhältnisse) gerecht zu werden. Ein 
solcher Finanzausgleich muss sich einmal an der Wirtschaftskraft und an sozialen Kriterien der 
einzelnen Regionen auf europäischer Ebene orientieren. Zum anderen müssen überregional 
bedeutsame Infrastrukturleistungen und umweltbezogene regionale Spillovers in einen solchen 
Ausgleich einbezogen werden. Die spezifischen Leistungen ländlicher Räume und auch die 
Umweltbelastungen von Ballungsräumen können so in adäquater Weise (möglichst durch out-
putorientierte Ausgleichs- und Anreizsysteme) ökonomisch gelenkt werden. Ob eine Kommune 
dann z. B. Agrarumweltzahlungen an Landwirte leistet oder in eigener Regie Naturschutz-

maßnahmen (z. B. auf kommunalen Flächen) durchführt, wird sicherlich von Region zu Region 
unterschiedlich entschieden werden. Wichtig ist nur, dass sich die Umwelt- und Naturschutz-
leistungen und –belastungen in adäquater Form in den laufenden Finanzzuweisungen wider-
spiegeln. Dabei muss klar sein, dass dauerhafte umweltbezogene Leistungen (öffentliche Gü-
ter) mit überregional bedeutsamem Charakter auch eine dauerhafte überregionale Finanzie-
rung erfordern, auch wenn die Verantwortung auf regionaler Ebene liegt.  

• Förderung integrierter  Entwicklungskonzepte und Regionalmanagement. Um die Bewältigung 
der  o. g. weit reichenden Aufgabenerweiterungen der Kommunen zu unterstützen scheint ei-
ne Förderung der Erstellung regionaler integrierter Entwicklungskonzepte sinnvoll. Aus Sicht 
der Kommunen kann damit externes know how günstig „eingekauft“ werden, um konzeptio-
nelle und managementorientierte Unterstützung für die eigene Entwicklung zu erhalten. Die 
im GAK Rahmenplan 2005 – 2008 beschlossenen „Grundsätze zur Förderung der Integrierten 
Ländlichen Entwicklung“ stellen eine adäquate und gut fundierte Grundlage für solche Unter-
stützung regionaler Akteure dar.  Diese überregionale (nationale oder EU finanzierte) Unter-
stützung sollte allerdings nicht die Äquivalenz von Entscheidungs-, Durchführungs-, Finanzie-
rungs- und Kontrollzuständigkeit und demokratischer Verantwortung regionalpolitischer Maß-
nahmen stören.  

• Förderung einer allgemeinen Regionalberatung, von Pilotprojekten und der Regionalforschung 
in ländlichen Raum.  Ähnlich wie einzelbetriebliche Beratung überwiegend als öffentliches Gut 
angeboten wird, sollte den Kommunen auch eine spezialisierte Regionalberatung zur Seite ge-
stellt werden.  Damit kann insbesondere dem Argument begegnet werden, dass auf kommu-
naler Ebene nicht hinreichendes Wissen und Ideenvorrat vorhanden ist.  Regionale Pilotprojek-
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te, wie sie auch in der Städtebauförderung erfolgreich durchgeführt werden, können helfen 
neue Entwicklungen zu erproben (z. B. Alternative Systeme zur Bewertung von Umweltleistun-
gen ländlicher Räume, Pilotvorhaben zur effizienten Wärmenutzung bei Bioenergieanlagen, 
neue Formen der Infrastrukturversorgung in dünn besiedelten ländlichen Regionen). Allerdings 
sind darauf zu achten, dass aus dem Pilotvorhaben nicht groß dimensionierte Förderprojekte 
werden. Gerade vor dem Hintergrund der abzusehenden demographischen Veränderungen 
werden auf viele ländliche Regionen tief greifende Veränderungen zukommen. Hierzu bedarf 
es einer stärkeren Integration mit der regionalen Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik, der all-
gemeinen Raumordnung und Regionalplanung, der Arbeitsmarktpolitik, der Agrarpolitik und 
der Umwelt- und Naturschutzpolitik.  Eine verstärkte Forschung in diesem Bereich stellt eine 
wesentliche Voraussetzung für tragfähige Entwicklung des ländlichen Raums in einer künftig 
veränderten Gesellschaft dar.  

 
Schlussbemerkungen 
 
Nach allen Erfahrungen mit grundlegenden Politikänderungen ist kaum damit zu rechnen, dass kurz- 
und mittelfristig eine Neuausrichtung einer Politik für den ländlichen Raum angegangen wird, da die 
beharrenden politischen Kräfte entgegen der ökonomischen und sozialen Vernunft überwiegen. Die 
Reformvorschläge der Konferenz von Cork, die in die hier skizzierte Richtung weisen, sind aufgrund 
der Partikularinteressen einzelner Ressorts bislang nicht weiter verfolgt worden. Auf der anderen Seite 
wird der demographische Wandel tief greifende Einschnitte in verschiedenen ländlichen Regionen 
hinterlassen, die mit den bisherigen Instrumentarien immer weniger bewältigt werden können. Mit 
zunehmendem Abstand zur Phase der Agrarhochpreispolitik wird es immer schwieriger werden die 
agrarbezogenen Ausgleichszahlungen zu rechtfertigen. Auch dürfte der Finanz- und Handlungsspiel-
raum der Kommunen, aufgrund von Bevölkerungsrückgang und Pflichtaufgaben weiter geringer wer-
den, sodass sich vermutlich ein stärkeres Bewusstsein über das Finanzaufkommen der Regional- und 
Sektorpolitik aus den wirtschaftlichen Aktivitäten in der Region entwickeln wird. Schließlich werden 
die Ankündigungen eines „Europas der Regionen“ immer weniger glaubwürdig, wenn gleichzeitig mit 
gesamteuropäischen Maßnahmen in regionale Einzelheiten „hinein regiert und finanziert“ wird. Die 
Ablehnung der europäischen Verfassung von einigen Ländern mag ein Indiz für die künftig kritischer 
Haltung der Bevölkerung darstellen.  
 
Es scheint, dass die EU Kommission mit der begonnenen kritischen Überprüfung ihrer umfangreichen 
Verordnungen erste Lehren daraus gezogen hat. Weitergehende Entflechtungen und eine Neubesin-
nung werden viel politische Kraft kosten, weil natürlich immer bestimmte „heilige Kühe“ geschlachtet 
werden müssen und einzelne Privilegien und politische und administrative Machtpositionen davon 
betroffen sind. Auf der anderen Seite ist zu sehen, dass das gegenwärtige komplizierte und vielfach 
verschachtelte System durch verschiedene historische Ereignisse und Zufälligkeiten entstanden ist, so-
dass heute vielfach keine durchgängigen Prinzipien erkennbar sind.  
Die Reform der Agrarpolitik lehrt allerdings auch, dass vor allem auf europäischer Ebene erst viele 
Kräfte wirksam werden müssen und ein drastischer (unausweichlicher) politischer Druck entstehen 
muss, bevor wirklich Reformen erfolgen. Auch in der ländlichen Regionalpolitik ist es an der Zeit von 
lieb gewonnenen Privilegien politischer und gesellschaftlicher Gruppen Abschied zu nehmen und wie-
der eine Rückbesinnung auf die eigentlichen Prinzipien der ländlichen Entwicklung in Gang zu setzen.  
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jçÇÉê~íáçåW=píÉéÜ~å=táÅÜÉêíJîçå=eçäíÉåI=háêÅÜäáÅÜÉê=aáÉåëí=~ìÑ=ÇÉã=i~åÇÉI=e~ååçîÉê=



^d=PW=oÉÖáçå~äã~å~ÖÉãÉåí=
mêçÑK=aêK=mÉíÉê=aÉÜåÉI=kÉìÄê~åÇÉåÄìêÖ=
aêK=`çêÇ=mÉíÉêã~ååI=aáÉåëíäÉáëíìåÖë~ÖÉåíìê=ÑΩê=oÉÖáçå~äîÉêã~êâíìåÖI=i®åÇäáÅÜÉ=
bêï~ÅÜëÉåÉåÄáäÇìåÖ=áå=káÉÇÉêë~ÅÜëÉåI=pìäáåÖÉå=
h~êçäáå=qÜáÉäÉâáåÖI=hçoáp=hçããìåáâ~íáîÉ=pí~ÇíJ=ìåÇ=oÉÖáçå~äÉåíïáÅâäìåÖI=e~ååçîÉê=
jçÇÉê~íáçåW=aêKJfåÖK=bîÉäóå=dìëíÉÇíI=_rka=_ìåÇ=ÑΩê=rãïÉäíJ=ìåÇ=k~íìêëÅÜìíò=káÉÇÉêë~ÅÜëÉåI=
e~ååçîÉê=
=
^d=QW=c∏êÇÉêìåÖ=ÇÉë=∏âçäçÖáëÅÜÉå=i~åÇÄ~ìë=
gçÄëíJeÉåÇêáâ=eÉäÇI=råáîÉêëáí®í=d∏ííáåÖÉå=
e~ê~äÇ=d~ÄêáÉäI=_fli^ka=i~åÇÉëîÉêÄ~åÇ=káÉÇÉêë~ÅÜëÉåL_êÉãÉå=ÉKsKI=sáëëÉäÜ∏îÉÇÉ=
aêK=iìÇÖÉê=pÅÜìäòÉ=m~äëI=jrkisI=aΩëëÉäÇçêÑ=
jçÇÉê~íáçåW=cê~åò=g~åëÉåJjáå≈ÉåI=i~åÇïáêíëÅÜ~Ñíëâ~ããÉê=káÉÇÉêë~ÅÜëÉåI=läÇÉåÄìêÖ=
=
pçååí~ÖI=QK=cÉÄêì~ê=OMMT=
=
sçå=ÇÉê=wïÉáíÉå=p®ìäÉ=òìã=òïÉáíÉå=pí~åÇÄÉáåW=t~ë=áëí=òì=íìå\=
^ÄëÅÜäìëëÇáëâìëëáçåW=
jáåáëíÉê=e~åëJeÉáåêáÅÜ=bÜäÉåI=káÉÇÉêë®ÅÜëáëÅÜÉêK=jáåáëíÉê=ÑΩê=ÇÉå=ä®åÇäáÅÜÉå=o~ìãI=bêå®ÜêìåÖI=
i~åÇïáêíëÅÜ~Ñí=ìåÇ=sÉêÄê~ìÅÜÉêëÅÜìíòI=e~ååçîÉê=
`çêåÉäá~=_ÉÜãI=jÇ_I=^Öê~êéçäáíáëÅÜÉ=péêÉÅÜÉêáåI=_ΩåÇåáë=VMLaáÉ=dêΩåÉåI=_Éêäáå=
=
ìåÇ=ÇáÉ=_ÉêáÅÜíÉêëí~ííÉê=ÇÉê=^êÄÉáíëÖêìééÉåW=
aêKJfåÖK=bîÉäóå=dìëíÉÇíI=_rkaI=e~ååçîÉê=
cê~åò=g~åëÉåJjáå≈ÉåI=ithI=läÇÉåÄìêÖ=
mêçÑK=aêK=fåÖç=jçëÉI=råáîÉêëáí®í=läÇÉåÄìêÖ=
píÉéÜ~å=táÅÜÉêíJîçå=eçäíÉåI=haiI=e~ååçîÉê=


